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1. Der Vorsitz hat am 8. Januar 2015 einen Entwurf von Schlussfolgerungen zur Binnenmarkt-

politik vorgelegt, die von der Gruppe "Wettbewerbsfahigkeit und Wachstum" am 14. und

23. Januar sowie am 5. und 10. Februar 2015 erortert wurden. Diese Schlussfolgerungen
sollen am 2. Médrz 2015 vom Rat (Wettbewerbsfdhigkeit) angenommen werden und Teil einer
Orientierungsaussprache iiber Binnenmarktfragen sein. Die Beratungen in der Gruppe fiihrten
zu einer allgemeinen Einigung iiber den in der Anlage enthaltenen Text. Einige Fragen

konnten jedoch noch nicht geklért werden.

Der Ausschuss der Stindigen Vertreter hat am 18. Februar 2015 den Entwurf von Schluss-

folgerungen zur Kenntnis genommen, alle offenen Fragen geklart und Einvernehmen sowohl
iber die derzeitige Fassung des Entwurfs als auch dartiber erzielt, dass er dem Rat zur

Annahme zugeleitet werden soll.

Der Rat (Wettbewerbsféhigkeit) wird ersucht, auf seiner Tagung am 2. Mérz 2015 den als

Anlage beigefiigten Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates anzunehmen.
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ANLAGE

Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Binnenmarktpolitik

DER RAT (WETTBEWERBSFAHIGKEIT) —

Vollendung des Binnenmarkts

1.

BETONT, dass der Binnenmarkt der Eckpfeiler der Wettbewerbsfahigkeit der EU und ihrer
Féhigkeit zur Schaffung von Wirtschaftswachstum und Arbeitsplitzen ist und zudem ein
leistungsfihiges Instrument zur Unterstlitzung neu entstehender Industriezweige darstellt;
STELLT FEST, dass trotz der Erfolge des Binnenmarkts mehr als 20 Jahre nach seiner
Errichtung Hindernisse und Liicken fortbestehen, die sein uneingeschrianktes Funktionieren
verhindern, und dass die technologische Entwicklung neue Chancen und Herausforderungen
mit sich gebracht hat; FORDERT daher die Mitgliedstaaten und die Organe der EU AUF,
dringliche und entschlossene Maflnahmen sowohl auf EU-Ebene als auch auf nationaler
Ebene zu ergreifen, um die Binnenmarktintegration zu vertiefen und dadurch zu Struktur-
reformen beizutragen; HEBT auch die grundlegende Bedeutung eines voll funktionsfahigen

und vernetzten Energiebinnenmarkts HERVOR;

IST ERFEUT DARUBER, dass die neue Kommission — wie im Investitionsplan fiir Europa
und dem Arbeitsprogramm fiir 2015 dargelegt — den Schwerpunkt darauf legt, das volle
Potenzial des Binnenmarkts zur Entfaltung zu bringen, was auch die Schaffung eines wirklich
vernetzten digitalen Binnenmarkts einschlieft; ERWARTET UNTER ERNEUTEM
HINWEIS AUF seine Schlussfolgerungen vom 2./3. Dezember 2013" und die Schluss-
folgerungen des Europiischen Rates vom 18. Dezember 20142, dass die kommende Binnen-
marktstrategie der Kommission so bald wie moglich im zweiten Halbjahr 2015 vorgestellt
wird, auf zwei Mitte 2015 vorzulegenden Berichten iiber gegenseitige Anerkennung und
Dienstleistungen aufbaut und Vorschlége fiir konkrete MaBBnahmen mit festgesetzten Fristen
beinhaltet, die auf die groften verbleibenden Hindernisse zielen, wobei ein besonderer
Schwerpunkt auf die KMU gelegt wird, und dass das kommende Paket fiir den digitalen
Binnenmarkt eine echte Triebfeder fiir Wachstum und neue Arbeitsplétze in der EU ist und
dass so bald wie moglich politische Mafinahmen dargelegt werden; ERSUCHT alle Organe
und Mitgliedstaaten der EU EINDRINGLICH, diese Ziele durch Annahme der in diesen
Schlussfolgerungen vorgeschlagenen politischen Maflnahmen und Orientierungen zu
verfolgen; HALT ES FUR WICHTIG, dass der Rat die Umsetzung dieser und friiherer

Schlussfolgerungen auf der geeigneten Ebene iiberpriift und tiberwacht;

Dok. 16443/13.
Dok. EUCO 237/14.
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3. BEKRAFTIGT, dass ein uneingeschrinkt funktionierender Binnenmarkt die Anwendung von
harmonisierten Vorschriften der EU und die gegenseitige Anerkennung in nicht harmoni-
sierten Bereichen erfordert; UNTERSTREICHT, dass der Erfolg und der Schutz des
Binnenmarkts eine gemeinsame Verantwortung der Organe und der Mitgliedstaaten der EU
ist; WEIST ERNEUT DARAUF HIN, dass der Binnenmarkt auf den "vier Freiheiten" beruht

und nach den in den Vertridgen verankerten Regeln und Grundsitzen funktioniert;

Ein neuer Ansatz fiir den Binnenmarkt

4. UNTERSTREICHT die Notwendigkeit eines wirksamen Regulierungsrahmens fiir den
Binnenmarkt, durch den Wettbewerb und Marktintegration sowie die Beseitigung aller
ungerechtfertigten oder unverhiltnisméfBigen Hindernisse mit oder ohne Regulierungs-
charakter, die seinem uneingeschrankten Funktionieren entgegenstehen, aktiv gefordert
werden; FORDERT daher die Organe und die Mitgliedstaaten der EU AUF, den Binnenmarkt
durch Anwendung des im Folgenden dargelegten Ansatzes zu "erneuern"; FORDERT dartiber
hinaus die Kommission AUF, diesen Ansatz im Rahmen ihrer kommenden Binnenmarkt-

strategie und des Pakets fiir den digitalen Binnenmarkt zu iibernehmen;

5. BETONT, dass ein Handeln auf EU-Ebene unter umfassender Achtung des Subsidiaritéts-
prinzips und des Grundsatzes der VerhéltnisméBigkeit erforderlich ist, um die weitere
Integration des Binnenmarkts zu unterstiitzen; FORDERT die Kommission AUF, sich bei
ihrer Aufgabe zu gewéhrleisten, dass die Binnenmarktregeln ordnungsgeméal umgesetzt und
durchgesetzt werden, voll einzusetzen und proaktiv vorzugehen, und erforderlichenfalls neue
Regeln vorzuschlagen oder vorhandene Regeln zu dndern, um Liicken und Hindernisse
innerhalb des Binnenmarkts zu beseitigen; ERSUCHT die Kommission, gegebenenfalls
weitere zielgerichtete Gesetzgebungsvorschriften zur vollstindigen Harmonisierung
vorzuschlagen, und die beiden Gesetzgeber, diese Vorschriften anzunehmen, und — soweit
angebracht — die gegenseitige Anerkennung in Gesetzgebungsakten, die nicht der voll-
standigen Harmonisierung unterliegen, wirksam anzuwenden, unter anderem durch die
Aufnahme von Binnenmarktklauseln und/oder Klauseln iiber die gegenseitige Anerkennung
in die EU-Gesetzgebung, soweit dies relevant ist. Bei Vorschldgen auf der Grundlage von
Artikel 114 AEUYV sollte als Teil einer Folgenabschitzung klar dargelegt werden, wie sie das
Funktionieren des Binnenmarkts unterstiitzen oder verbessern. Malnahmen ohne
Regulierungscharakter sollten immer dann zum Einsatz kommen, wenn Folgenabschidtzungen

ergeben, dass mit diesen MaBBnahmen dieselben Integrationswirkungen erzielt werden konnen;
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6.  VERWEIST ERNEUT auf seine Schlussfolgerungen vom 4. Dezember 2014°, die vom
Europdischen Rat am 18. Dezember 2014 gebilligt wurden, und ERSUCHT die Kommission
EINDRINGLICH sicherzustellen, dass bei allen neuen Gesetzgebungsvorschligen
oder -liberarbeitungen die Grundsédtze der intelligenten Rechtsetzung beriicksichtigt werden
und dem angemessenen Schutz der Verbraucher, der Gesundheit, der Umwelt und der
Beschiftigten stets Rechnung getragen wird. Der Schwerpunkt sollte auf die Vermeidung und
Verringerung von unndtigem Verwaltungs- und Regulierungsaufwand oder allzu
praskriptiven Mallnahmen gelegt werden, wobei die politischen Ziele der Regulierung,
einschlieBlich des ordnungsgeméfBen Funktionierens des Binnenmarkts, nicht untergraben
werden diirfen. Hierzu sollten in Bereichen, in denen der Aufwand besonders grofB ist,
aufgrund von Beitrdgen der Mitgliedstaaten und interessierter Kreise Verringerungsziele
ausgearbeitet und eingefiihrt werden, und fiir neue Vorschlige sollten integrierte Folgen-
abschitzungen durchgefiihrt werden, einschlielich Beitrdgen von externen Experten zur
Unterstiitzung der Arbeit des Ausschusses fiir Folgenabschitzung und Beteiligung der
Interessentriager in einem frithen Stadium des politischen Entscheidungsprozesses. Besondere
Aufmerksamkeit sollte auch darauf gerichtet werden, dass die Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfihigkeit, die KMU und den Binnenmarkt in den Folgenabschidtzungen
systematisch Beriicksichtigung finden; ERSUCHT die Kommission, die Anwendung des
"Small Business Act" (Initiative fiir kleine und mittlere Unternehmen in Europa) fortzusetzen,

um das Geschiftsumfeld fiir KMU zu verbessern;

7. ERSUCHT die Kommission, eine Priifung der Frage, ob es unndtigen Verwaltungs- oder
Regulierungsaufwand gibt, der das uneingeschriankte Funktionieren des Binnenmarkts
verhindert, in das REFIT-Programm einzubeziehen; FORDERT die Kommission AUF, in
threm jihrlichen REFIT-Anzeiger liber die Ergebnisse dieser Priifung zu berichten, unter
anderem dariiber, welche ungerechtfertigten oder unverhiltnismiBigen Beschrankungen
gegebenenfalls aufgezeigt wurden, und iiber Vorschlége fiir deren Beseitigung; ERSUCHT
die Mitgliedstaaten, zu nachtraglichen Bewertungen der Kommission einschlieBlich
Eignungspriifungen in Bezug auf die Wirkung der Binnenmarktvorschriften beizutragen und
dabei Probleme oder Schwierigkeiten, die sich stellten, aufzuzeigen; FORDERT die
Kommission AUF, gegebenenfalls die Wirksamkeit von Mindestharmonisierungsvorschriften
aufgrund von Artikel 114 AEUV unter dem Gesichtspunkt der der Binnenmarktintegration zu

iiberpriifen;

3 Dok. 16000/14.
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8. SIEHT dem Bericht der Kommission iiber die Anwendung der gegenseitigen Anerkennung, den
der Rat (Wettbewerbsfihigkeit) im Dezember 2013 gefordert hatte*, ERWARTUNGSVOLL
ENTGEGEN; ERSUCHT - fiir den Fall, dass in der Analyse der Kommission Méngel bei der
Anwendung der gegenseitigen Anerkennung oder Bereiche, in denen die gegenseitige
Anerkennung angewandt werden konnte, aufgezeigt werden — die Kommission
EINDRINGLICH, rasch Vorschlige vorzulegen, um diese Méngel zu beseitigen und/oder die
Anwendung des Grundsatzes auszuweiten und dabei den Schwerpunkt auf die Bereiche zu legen,
in denen mit der gegenseitigen Anerkennung die grof3te Steigerung von Wettbewerbsfahigkeit
und Wachstum in der EU erreicht werden konnte; ERSUCHT die Kommission
EINDRINGLICH, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die Anwendung der gegenseitigen
Anerkennung zu fordern, gegebenenfalls auch durch Sensibilisierung von Unternehmen und
staatlichen Verwaltungen und durch Verstirkung der Zusammenarbeit zwischen den zustdndigen
Behorden; ERSUCHT die Kommission, 2016 einen EU-weiten Aktionsplan zur Sensibilisierung
fiir die gegenseitige Anerkennung vorzuschlagen; BETONT, wie wichtig die Einbeziehung von
Klauseln iiber die gegenseitige Anerkennung in die nationalen Rechtsvorschriften iiber die
technischen Anforderungen im Einklang mit der stindigen Rechtsprechung des EU-Gerichtshofes
ist; LEGT den Mitgliedstaaten NAHE, die bewéhrten Verfahren in diesem Bereich gemeinsam zu
nutzen, und FORDERT die Kommission AUF, erforderlichenfalls weitere Harmonisierungs-
anstrengungen in Bezug auf die technischen Anforderungen zu unternehmen; HEBT HERVOR,
wie wichtig eine wirksame und regelmiBige Uberwachung der Anwendung der gegenseitigen
Anerkennung im Bereich Giiter und Dienstleistungen ist, wobei der Aufwand fiir die

Mitgliedstaaten auf ein Minimum beschrénkt werden muss;

9. WEIST auf die wesentliche Rolle HIN, die der européischen Normung bei der Férderung und
Stiarkung des Binnenmarkts sowie bei der Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit der europdischen
Industrie auf internationaler Ebene zukommt; HEBT HERVOR, dass das européische Normungs-
system weiterhin integrativ, transparent, von Marktkréften getragen und effizient sowie fiir die
Zukunft gertistet sein muss; ERSUCHT die Kommission, die unabhéngige Priifung abzuschlie3en
und die Auswirkungen der Normung auf die Wirtschaft unter Berticksichtigung der Interessen
aller Parteien zu analysieren; FORDERT die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den
europdischen Normungsorganisationen nahezulegen, bei der Gestaltung neuer Normen die

Interessen der KMU systematisch zu berticksichtigen;

4 Dok. 16443/13.
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10.

11.

UNTERSTUTZT die gemeinsamen Bemiihungen der Kommission und der Interessentriiger, die
darauf gerichtet sind, gegebenenfalls die Stellung der europédischen Normen als anerkannter
Mabfstab bei der Forderung der Einhaltung der EU-Rechtsvorschriften zu stirken, unter anderem
in Bereichen wie dem digitalen Binnenmarkt, den Unternehmensdienstleistungen, den neuen
Technologien und den Spitzentechnologien sowie bei den politischen Konzepten fiir die
Informationsgesellschaft (elektronische Auftragsvergabe, elektronische Behordendienste, E-
Governance), die sich zudem auf den internationalen Handel und unsere Interessen gegentiber
internationalen Partnern auswirken und diesbeziiglich weitere Fortschritte ermdglichen kdnnen;
BETONT, dass ein kontinuierlicher Bedarf an modernsten und qualitativ hochwertigen Normen
besteht; HEBT HERVOR, wie wichtig faire, vertretbare und nichtdiskriminierende Bedingungen
bei der Vergabe von Lizenzen fiir standardessentielle Patente sind, und dass die Normungs-

tatigkeiten auf EU-Ebene und auf internationaler Ebene gestrafft werden miissen;

ERSUCHT die Mitgliedstaaten, die Richtlinien tliber die 6ffentliche Auftragsvergabe zu nutzen,
um Reformen ihrer Systeme fiir das 6ffentliche Auftragswesen mit dem Ziel einzuleiten, dass
diese im vollem Umfang zur wirtschaftlichen Erholung beitragen, auch indem soziale,
beschiftigungsbezogene und dkologische Uberlegungen im Einklang mit diesen Richtlinien®
besser einbezogen werden; FORDERT die Kommission AUF, die Mitgliedstaaten bei der
Behandlung von Fragen der 6ffentlichen Auftragsvergabe zu unterstiitzen, zu denen beispiels-
weise Folgende gehoren: die Verbesserung des Zugangs von KMU zu Vergabemérkten, auch
durch Bereitstellung von Anleitungen zu den neuen Richtlinien, die Anwendung européischer
Normen, die Férderung von Innovation und vorkommerzieller Auftragsvergabe, die Verhiitung
von Systemversagen und unfairen Praktiken auf den Mirkten, der Ubergang zur elektronischen
Auftragsvergabe und die Reduzierung von unnétigem Verwaltungsaufwand, unter anderem bei

der Gestaltung der Einheitlichen Europdischen Eigenerklarung;

Steuerung des Binnenmarkts

12.

ERSUCHT die Kommission, ihre Regelungen zur Berichterstattung iiber den Binnenmarkt zu
erneuern, so dass die kiinftige Politikgestaltung verbessert wird, und in diesem Zusammenhang 1.
ihre Berichterstattung {iber den Binnenmarkt enger mit der Berichterstattung tiber die Industrie
und die Wettbewerbsfahigkeit zu verkniipfen sowie 2. ihre mikrodkonomische Analyse liber den
Stand des Binnenmarkts zu vertiefen und in ihrer kommenden Binnenmarktstrategie darzulegen,
wann und wie sie dies bewerkstelligen wird; BETONT, dass im Rahmen des Européischen
Semesters und der landerspezifischen Empfehlungen ein Schwerpunkt kontinuierlich auf das

Funktionieren des Binnenmarkts gelegt werden muss;

Richtlinien 2014/23/EU, 2014/24/EU und 2014/25/EU.
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13.  BETONT, dass die Mitgliedstaaten die Harmonisierungsvorschriften der EU ordnungsgemas,
kohérent und konsequent umsetzen miissen und ERKENNT in diesem Zusammenhang AN,
dass die Teilnahme an Expertengruppen fiir neu angenommene Richtlinien zusétzlichen
Nutzen bringt; FORDERT die Kommission AUF, in ihrer Eigenschaft als Hiiterin der
Vertrdge die erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen und alle verfligbaren Instrumente zu
nutzen, um sicherzustellen, dass die Binnenmarktvorschriften in nationale Rechtsvorschriften
umgesetzt, rechtzeitig und angemessen angewendet und ordnungsgemail durchgesetzt werden;
ERSUCHT die Kommission, die vorliegenden Daten, die z.B. mit Hilfe verschiedener
Binnenmarktinstrumente erhoben wurden, gegebenenfalls besser und in transparenterer Weise
zu nutzen, damit die Prioritdt auf DurchsetzungsmafBinahmen hinsichtlich der grof3ten

ungerechtfertigten oder unverhéltnisméBigen Beschrdnkungen des Binnenmarkts liegt;

14. ERSUCHT die Kommission, im Rahmen der Binnenmarktstrategie zu bewerten, ob die
Instrumente zur Sicherstellung des effektiven Funktionierens des Binnenmarkts ihren Zweck
erfiillen, und gegebenenfalls Verbesserungen vorzuschlagen; ERSUCHT die Kommission in
diesem Zusammenhang, einen stdrker integrierten Ansatz vorzusehen, mit einem besonderen
Auftrag, Verstofle gegen die Binnenmarktvorschriften in den Vordergrund zu riicken, ihnen
nachzugehen und sie zu beheben; IST DER AUFFASSUNG, dass die Kommission ferner in
ihrer Binnenmarktstrategie eine iiberzeugende Agenda fiir die Durchsetzung festlegen sollte
und dabei einen Mechanismus fiir die regelméfBige Planung von DurchsetzungsmalB3nahmen
und die Festlegung von Prioritdten einfiihren sollte, dem transparente und objektive Kriterien

zugrunde liegen, die wirtschaftlich von Bedeutung sind;

15. HEBT HERVOR, wie wichtig das Mitteilungsverfahren und die "Stillhaltefrist" fiir das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts fiir Waren sind, wie dies in der Richtlinie
98/34/EG dargelegt ist, und FORDERT die Mitgliedstaaten EINDRINGLICH AUF, sich
starker um die Einhaltung dieses Verfahrens zu bemiithen; STELLT FEST, dass es vorteilhaft
ist, die Mitgliedstaaten zur Mitteilung von neuen Anforderungen an Dienstleistungen und
Dienstleister vorzuschreiben, so z.B. was die Rechtsform, Beteiligungen und Genehmigungs-
regelungen anbelangt, damit Beschrankungen, die moglicherweise unverhéltnismafBig und
ungerechtfertigt sind, herausgestellt und so bald wie moglich schrittweise beseitigt werden
konnen; FORDERT die Kommission AUF, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten das
Mitteilungsverfahren im Rahmen der Richtlinie 2006/123/EG wirksamer zu gestalten, wozu
auch gehort, dass klare Vorgaben in Bezug auf die Mitteilungspflichten ergehen und fiir die
Veroftentlichung und Transparenz der Mitteilungen gesorgt wird, wie dies bei Waren der Fall
ist; ERSUCHT die Kommission, sich mit dieser Frage zu befassen und in ihrer kommenden

Binnenmarktstrategie die erforderlichen MaBBnahmen vorzuschlagen;
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16.

ERSUCHT die Kommission — im Rahmen ihrer kommenden Binnenmarktstrategie — und die
Mitgliedstaaten, die Instrumente des Binnenmarkts, wie einheitliche Ansprechpartner,
Produktinformationsstellen, das SOLVIT, das Binnenmarktinformationssystem und
YourEurope, zu stirken und zu straffen, um den Bediirfnissen von Unternehmen und Biirgern
bei deren grenziiberschreitenden Tétigkeiten besser gerecht zu werden; BETONT, wie wichtig
es ist, dass die Mitgliedstaaten und die Kommission fiir eine ausreichende Unterstiitzung im

Hinblick auf den wirksamen Einsatz dieser Instrumente sorgen;

Der Binnenmarkt fiir Waren und Dienstleistungen

17.

18.

ERKENNT die zunehmende Bedeutung von Dienstleistungen, einschlielich durch
'Servitization' des produzierenden Gewerbes und Verkniipfung von Waren und Dienst-
leistungen, fiir die Leistung und das Wachstum der Wirtschaft AN und WEIST daher
DARAUF HIN, dass der derzeitige Ansatz und die Instrumente, mit denen die Effizienz des
Binnenmarkts untermauert wird, diese neue Realitit widerspiegeln miissen; FORDERT die
Kommission UNTER HINWEIS DARAUF, dass die Wettbewerbsfahigkeit der Industrie und
des Dienstleistungssektors der EU verbessert werden muss, AUF, im Rahmen der Binnen-
marktstrategie die notwendigen MaBBnahmen zur Beseitigung der Hindernisse, beispielsweise

in den Bereichen Marketing, Wartung und Kundendienst, vorzuschlagen;

ERSUCHT die Kommission, in ihrer kiinftigen Binnenmarktstrategie einen umfassenderen
und besser integrierten Ansatz der Politik der EU fiir Waren, einschlielich MaBnahmen zur
Verstiarkung der Marktiiberwachung, auszuarbeiten; STELLT FEST, dass die Handels-
integration bei Dienstleistungen deutlich geringer ist als bei Waren und dass KMU, die im
Dienstleistungsgewerbe vorherrschend sind, bei grenziiberschreitenden Tatigkeiten haufiger
mit Schwierigkeiten konfrontiert sind als grof3ere Unternehmen; FORDERT daher die
Kommission AUF, ungerechtfertigte oder unverhéltnismiflige Beschrankungen mit und ohne
Regulierungscharakter, einschlielich der nationalen Vorschriften, die den Wettbewerb in
unfairer Weise einschrdnken, zu ermitteln und zu priifen und dabei besondere Aufmerk-
samkeit auf die Sektoren zu richten, die fiir die Wettbewerbsfahigkeit der EU und den
grenziiberschreitenden Handel von Bedeutung sind, wie Berufs- und Unternehmens-
dienstleistungen sowie Bau- und Einzelhandelsdienstleistungen, und FORDERT die
Kommission vor diesem Hintergrund AUF, ihre kommende Binnenmarktstrategie fiir die
Vorlage konkreter und ehrgeiziger Vorschlédge fiir die Vollendung des Binnenmarkts im
Dienstleistungssektor zu nutzen, einschlieSlich Vorschlédge fiir neue EU-Rechtsvorschriften,

soweit dies erforderlich ist.
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19.

20.

Parallel dazu sollte die vollstédndige horizontale Durchsetzung der Richtlinie 2006/123/EG
entsprechend der Darlegung in der Kommissionsmitteilung Eine Partnerschaft fiir neues
Wachstum im Dienstleistungssektor 2012-2015° fortgesetzt werden; BEGRUSST die derzeitige
Bestandsaufnahme nationaler Dienstleistungsnormen durch das CEN, mit der sich in enger
Zusammenarbeit mit den Interessentrigern die Bereiche ermitteln lassen diirften, in denen
nationale Normen zur Fragmentierung des Binnenmarkts beitragen konnten, und mit der
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten aufgedeckt werden konnten, wo sich Potenzial fiir die

Entwicklung européischer Dienstleistungsnormen verbirgt;

WEIST NACHDRUCKLICH DARAUF HIN, dass eine strikte Durchsetzung der Richtlinie
2006/123/EG und anderer Binnenmarktvorschriften bei gleichzeitiger vorrangiger Behandlung
der Fille, in denen aufgrund der Evidenzbasis die wirtschaftlichen Auswirkungen am grofiten
sind, und im Einklang mit den unter den Nummern 13 und 14 dargelegten Grundsétzen verfolgt
werden muss und FORDERT die Kommission auf, dies in ihrer kommenden Binnenmarkt-
strategie zu bekriftigen; BETONT, wie wichtig die Beseitigung der ungerechtfertigten und
unverhéltnismaBigen Hindernisse ist, auf die Verbraucher und Unternehmen stof3en, wenn sie
Dienstleistungen im Ausland erwerben wollen, und WEIST DARAUF HIN, dass Diskrimi-
nierung aufgrund der Nationalitdt oder des Wohnsitzes verboten ist. Dementsprechend werden die
Kommission und die Mitgliedstaaten ERSUCHT, weitere Maflnahmen zu ergreifen, um die
wirksame Anwendung von Artikel 20 der Richtlinie 2006/123/EG zu gewéhrleisten; FORDERT
die Kommission AUF, ihre Bewertung der praktischen Schwierigkeiten fortzusetzen, mit denen
Dienstleister konfrontiert sind, die eine Haftpflichtversicherung fiir grenziiberschreitende
Tétigkeiten abschlieen wollen; ERSUCHT die Kommission EINDRINGLICH, die bewahrten
Verfahrensweisen der Mitgliedstaaten in diesem Bereich zu ermitteln und etwaige Hindernisse zu

beseitigen;

FORDERT die Kommission erneut AUF, in Bezug auf die Beurteilung der VerhéltnisméaBigkeit
im Kontext der Richtlinie 2006/123/EG Mallnahmen tétig zu werden; FORDERT die
Mitgliedstaaten auf, ihre Anstrengungen zur Beseitigung noch bestehender ungerechtfertigter oder
unverhéltnismaBiger Anforderungen an Dienstleister zu verstirken; FORDERT die Kommission
auf, den Mitgliedstaaten unter anderem auf der Grundlage der stdndigen Rechtsprechung des EU-
Gerichtshofs und von Fallstudien bis Ende 2015 Leitlinien fiir die Beurteilung der Verhéltnis-
maéBigkeit vorzugeben; ERSUCHT die Mitgliedstaaten, diese Leitlinien fiir die Beurteilung
bestehender und neuer Anforderungen an den Binnenmarkt flir Dienstleistungen zu nutzen.
Liegen unverhidltnisméifBige oder ungerechtfertigte Beschrinkungen vor, sollten die Mitglied-
staaten wirksame KorrekturmaBBnahmen ergreifen, und die Kommission sollte erforderlichenfalls

entschlossen Durchsetzungsmalinahmen ergreifen;
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21.

ERSUCHT die Mitgliedstaaten EINDRINGLICH um umfassende Zusammenarbeit bei der
gegenseitigen Evaluierung der reglementierten Berufe, um den dringlichen Abschluss der
Bewertung der Reglementierung von Berufen in prioritdren Bereichen und um Vorlage
konkreter FolgemafBnahmen fiir Strukturreformen, soweit dies erforderlich ist; ERSUCHT die
Kommission, parallel dazu — wie in ihrer Mitteilung von Oktober 2013 angekiindigt —
Interessentrager und Berufsvertreter zu konsultieren und die Mitgliedstaaten so bald wie

moglich iiber die dabei gewonnenen Erkenntnisse zu unterrichten;

Der digitale Binnenmarkt

22.

23.

SIEHT die Vorteile eines stirkeren digitalen Binnenmarkts und dessen Potenzial fiir mehr
Wachstum, neue Arbeitspldtze und die Steigerung der globalen Wettbewerbsfahigkeit;
STELLT FEST, dass diese Vorteile von der Schaffung eines kohirenteren Regulierungs-
rahmens sowie von der Entwicklung der Kompetenzen abhidngen, welche die Digitalisierung
und die Innovation ansto3en, wobei gleichzeitig ein hoher Schutz der Rechte des geistigen
Eigentums zu gewéhrleisten und der kulturellen Vielfalt Rechnung zu tragen ist; BETONT,
dass der digitale Binnenmarkt und die EU-Vorschriften zum Schutz der Privatsphire und zum
Datenschutz einen kohérenten und stabilen Rahmen fiir den Datenverkehr bilden und den
Handelsverkehr erleichtern miissen und dass parallel dazu eine ausreichende Umsetzung der

Datenschutzvorschriften gewéhrleistet sein muss;

ERSUCHT die Kommission zu gewahrleisten, dass mit ihrem kiinftigen Paket fiir den
digitalen Binnenmarkt beurteilt wird, ob der bestehende Rahmen des Binnenmarkts im
digitalen Zeitalter seinen Zweck erfiillt, und konkrete Mafinahmen mit festen Fristen
vorgeschlagen werden, um die Hindernisse und Liicken innerhalb dieses Rahmens zu
beseitigen. Besondere Aufmerksamkeit sollte den Aspekten gewidmet werden, die
Verbraucher und Unternehmen daran hindern, in den Genuss des gesamten Spektrums von —
digitalen oder in der EU iiber digitale Kanile angebotenen — Produkten und Dienstleistungen
im Binnenmarkt zu kommen, und Unternehmen an der Griindung, der VergroBerung, dem

grenziiberschreitenden Tatigwerden und an Innovationen hindern;

7

Dok. 14688/13, COM(2013) 676 final, Mitteilung der Kommission zur Bewertung der
nationalen Reglementierungen des Berufszugangs.
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24.

25.

BETONT, dass jede weitere MaBBnahme ein hohes Schutzniveau fiir Verbraucher gewéhr-
leisten und zugleich einen fairen Wettbewerb zwischen allen Marktakteuren sicherstellen, ein
investitionsfreundliches Umfeld fordern und zu einer besseren Wettbewerbsfihigkeit von EU-
Unternehmen beitragen sollte; ERSUCHT daher die Kommission, das Paket fiir den digitalen
Binnenmarkt zu nutzen, um relevante und wichtige Fragen anzugehen, die unter anderem
Folgendes betreffen: die Strategie in digitalen Kernbereichen zur Schaffung der Voraus-
setzungen fiir das Wachstum europidischer Unternehmen und zur Sicherung von Investitionen;
die grenziiberschreitende geografische Diskriminierung bei der Bereitstellung von Waren und
Dienstleistungen fiir Verbraucher und Unternehmen, beispielsweise Beschriankungen beim
grenziiberschreitenden Zugang zu Waren und digitalen Inhalten; die Rolle und den derzeitigen
Stand der Entwicklung von Plattformen sowie die Bewertung der Frage, ob eine Weiter-
entwicklung der EU-Politik erforderlich ist; den Online-Verbraucherschutz; einen
ungehinderten grenziiberschreitenden elektronischen Handel, wobei insbesondere den KMU
der elektronische Geschiftsverkehr; Vorschriften fiir Urheberrechte, die dem digitalen
Zeitalter angemessen sind und zum Wachstum in der Kreativbranche beitragen, gleichzeitig
aber auch die Interessen der Rechteinhaber und Verbraucher achten; ein effizientes Paket-
liefersystem; einen soliden Schutz fiir personenbezogene Daten, der auch unternehmens-
freundlich und innovationsfordernd ist; Hindernisse wie Anforderungen an die physische
Griindung fiir digitale Unternehmer; den Ubergang zur elektronischen Auftragsvergabe; die
Online-Registrierung von Unternehmen sowie offene Daten (Open Data) im Zusammenhang
mit Informationen, die sich im Besitz von Organen und Einrichtungen der EU und der

Mitgliedstaaten befinden;

BETONT, dass der Regulierungsrahmen und damit zusammenhéngende Tatigkeiten
"standardméBig digital" sein sollten, damit alle neuen Rechtsvorschriften fiir das digitale
Zeitalter geeignet sind und samtliche Moglichkeiten, durch digitale Losungen die Belastung
fiir Biirger und Unternehmen zu verringern, ausgeschopft werden; ERSUCHT daher die
Kommission UNTER ERNEUTEM HINWEIS AUF seine Schlussfolgerungen vom

4. Dezember 20143, die der Europiische Rat am 18. Dezember 2014 gebilligt hat, bis Ende
2015 eine digitale Dimension als wesentlichen Bestandteil des Prozesses der Folgen-
abschétzung einzufiihren. Die Kommission sollte aulerdem priifen, wie geltende Rechts-
vorschriften als Teil des REFIT-Prozesses fiir das digitale Zeitalter tauglich gemacht werden

konnen;
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26. WEIST DARAUF HIN, dass offene Behordendienste angestrebt werden miissen; dies
erfordert sowohl die weitere Verbesserung elektronischer Behordendienste und der
Interoperabilitit verschiedener Systeme fiir elektronische Behordendienste in allen
Mitgliedstaaten als auch Bemiihungen im Hinblick auf die Anwendung eines EU-weiten "Nur
einmal"-Konzepts fiir die Vorlage von Informationen bei 6ffentlichen Verwaltungen bei
gleichzeitigem Schutz personenbezogener Daten; HEBT HERVOR, dass eine umfassende
und effiziente Nutzung von Instrumenten und Diensten wie Cloud-Computing, Big Data,
Automation, Internet der Dinge und Open Data eine hohere Produktivitit und bessere Dienste
bewirken kann und daher gefordert werden sollte, unter anderem durch marktgetriebene
Losungen, F&E und die Forderung der erforderlichen Fahigkeiten und des Kapazitatsautbaus

zusammen mit einer weitergehenden IKT-Standardisierung und -Interoperabilitit.

6197/15 mp/KW1/ik 12
DGG 3 A DE



	ANLAGE
	Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Binnenmarktpolitik
	DER RAT (WETTBEWERBSFÄHIGKEIT) –
	Vollendung des Binnenmarkts
	Ein neuer Ansatz für den Binnenmarkt
	Der Binnenmarkt für Waren und Dienstleistungen

